
werks Order and History (zehn Bände in der
deutschsprachigen Ausgabe). Assmann nennt ihn
»einen Abtrünnigen des Achsenzeit-Diskurses«,
weil er sich anfänglich wohlwollend äusserte,
dann aber immer kritischer wurde. Zwar bewun-
dert Assmann Voegelins erstaunliche Kenntnisse
der mesopotamischen und ägyptischen Hochkul-
turen. Auch hält er ihn aufgrund seines umfas-
senden Sachwissens für den interessantesten
Denker in der Achsenzeit-Debatte, aber wegen
seiner theologischen Voreingenommenheit für
den problematischsten. Voegelin bezweifelt die
zeitliche Fixierung der Achsenzeit. Andere »Aus-
brüche« sowohl vor als auch nach der angebli-
chen Achsenzeit seien von ebenso großer, wenn
nicht größerer Bedeutung, insbesondere Moses
vor 800 und Christus nach 200. Während Jaspers
vor allem Konfuzius verehrt, schätzt Voegelin
besonders Augustinus. In der von Voegelin ver-
folgten linearen Perspektive von Platon und
Aristoteles über Augustinus und Thomas von
Aquin bis zu Hegel ist Christus die entscheiden-
de weltgeschichtliche Achse, um die sich alles
dreht. Im Urteil Assmanns hat sich Voegelin in
der Achsenzeit-Rezeption durch seine ge-
schichtstheologische Orientierung ins Abseits
manövriert.

Die intensivste Achsenzeit-Debatte setzte erst
ein Vierteljahrhundert nach Jaspers’ Buch ein,
dank dem israelischen Soziologen Shmuel Eisen-
stadt. Zusammen mit Benjamin Schwartz hat er
die berühmten internationalen Achsenzeit-Ta-
gungen (1975–2008) ins Leben gerufen. Auch Jan
Assmann und dessen Gattin Aleida waren mit
der Zeit dazu geladen. Das Besondere dieser
Symposien war die interdisziplinäre kultursozio-
logische Ausrichtung.

Eisenstadt verstand die Achsenzeit nicht als
festen Epochenbegriff, sondern als idealtypisches
Modell. Anhand eines Corpus von »axialen« Kri-
terien wurde ein heuristischer Forschungsrahmen
entwickelt, um ihn, ohne Einschränkung auf ein
bestimmtes Zeitfenster, auch auf andere Kulturen
vergleichend, verifizierend und falsifizierend an-
zuwenden. Für Eisenstadt ist die wichtigste axia-
le Errungenschaft der von Schwartz vorgeschla-
gene Begriff der »Transparenz«, d. h. das kriti-
sche Hinterfragen des Gegebenen und das Ent-
werfen von möglichen oder erwünschten Alter-
nativen. Eine andere wichtige axiale Innovation
wurde in der Elitenbildung festgestellt. In der

Achsenzeit traten autonome Denker («Intellek-
tuelle«) auf, die ihr Wissen öffentlich vortrugen
und Schüler um sich scharten.

Das bleibende Verdienst von Eisenstadt und
seinem Kreis von Fachgelehrten sieht Assmann
darin, die »Achsenzeit« vom Status eines Epo-
chenbegriffs zu dem einer Heuristik zu dekon-
struieren. Ironisch bezeichnete Eisenstadt Jas-
pers’ Achsenzeit-Hypothese am Ende als
»Scherzrätsel«.

*

Die Dekonstruktion der Achsenzeit durch
Assmann und den Eisenstadt-Kreis schmälert
keineswegs die Faszinationskraft der Leistung
von Karl Jaspers. Die auf Athen, Jerusalem und
Rom sowie auf das gräzisierte und romanisierte
Christentum verengte »humanistische

Bildung« des europäischen Abendlandes hat
ab dem Hochmittelalter wertvollste Kulturgüter
des Morgenlandes ausgeblendet. Jaspers hat uns
bewusster gemacht, was Goethe bereits im
»West-östlichen Divan« voraussah: »Orient und
Okzident sind nicht mehr zu trennen.« Auf-
grund des Studiums von zum Teil vernachlässig-
ten Kulturen der Alten Welt hat Jaspers den Weg
gewiesen zu einem zeitlosen kosmopolitischen
Humanismus, jenseits von Machtarroganz, Pres-
tige, materieller Gier, doktrinären Weltanschau-
ungen und exklusiven Religionen.

Alois Riklin

Dirk JÖRKE: Die Größe der Demokratie. Über
die räumliche Dimension von Herrschaft und
Partizipation, Berlin: Suhrkamp 2019, 283 S.,
€ 18,00

I.

Der Status der politischen Ideengeschichte in der
scientific community ist prekär. Vom Vorwurf, sie
lebe vom ästhetischen Reiz des Antiquarischen,
ist der Weg kurz zu der Kritik, sie habe zur Em-
pirie der laufenden politischen Prozesse nichts
beizutragen, ja, sie behindere sogar die empiri-
sche Forschung, weil sie mit normativen Begrif-
fen operiere, die sich der Quantifizierung entzö-
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gen. Politische Ideengeschichte eigne sich besten-
falls, so das Vorurteil, »zur Anamnese gesell-
schaftlicher Psychosen« (Walter Euchner: Demo-
kratietheoretische Aspekte der politischen Ideen-
geschichte, in: ders.: Egoismus und Gemeinwohl.
Studien zur Geschichte der bürgerlichen Philoso-
phie, Frankfurt am Main 1973, S. 9f.)

Dirk Jörke hat in seinem neuen Buch Die
Größe der Demokratie. Über die räumliche Di-
mension von Herrschaft und Partizipation den
Versuch unternommen, das Gegenteil zu bewei-
sen. Dezidiert rückt er seinen Untersuchungsge-
genstand, den Stellenwert demokratischer Parti-
zipation in der Europäischen Union (EU), in eine
ideengeschichtliche Perspektive.

Die ideengeschichtliche Grundierung seiner
Abhandlung erfolgt auf unterschiedlichen Ebe-
nen. Zunächst ist sein Demokratiebegriff zu nen-
nen, den er mit der Größe eines Gemeinwesens
verbindet und der auf zwei Versprechungen ge-
genüber seinem Ursprung, dem demos, gründet:
»erstens das Versprechen, mittels demokratischer
Verfahren die politischen Geschicke eines Herr-
schaftsverbandes kollektiv lenken zu können;
und zweitens das Versprechen, durch demokrati-
sche Prozesse mehr soziale Gleichheit zu errei-
chen, also die Lebensbedingungen vor allem der
unteren Schichten zu verbessern« (S. 14). Die
Korrelation der Größe eines Gemeinwesens und
der kollektiven Steuerung der Politik mit sozialer
Stoßrichtung diskutiert Jörke in Anlehnung an
Aristoteles und Cicero am Beispiel des atheni-
schen und römischen Bürgerstatus: Das zuerst
genannte Modell direkter Demokratie mit weit-
gehenden Partizipationsrechten setzt Kleinräu-
migkeit voraus; die andere Variante einer impe-
rialen Mischverfassung, die den Schutz individu-
eller Rechte intendiert, ist auf Großflächenstaa-
ten übertragbar.

Aber auch Jörkes Auseinandersetzung mit
Jean-Jacques Rousseau und Charles-Louis de Se-
condat Montesquieu zeigt, dass sie die direkte
Beteiligung der Bürger am politischen Prozess
mit kleinräumigen Gemeinwesen verbanden.
Und das zweite Versprechen der Demokratie, die
Garantie maximaler sozialer Gleichheit, ist ideen-
geschichtlich mit Einschränkung insofern in der
attischen Demokratie ein Thema gewesen, als die
platonischen und aristotelischen Texte von Um-
verteilungen zu Lasten der Reichen berichten, die
von den »Demagogen« in der Volksversammlung

gefordert wurden. Auch die Demokratisierungs-
prozesse seit der Französischen Revolution gin-
gen immer einher mit Reformen zugunsten der
kleinen Leute. Ideengeschichtlich vermittelt ist
aber auch die Transformation von der direkten
Partizipation des demos zu seiner Herrschaft
durch Repräsentation in der zweiten Hälfte des
18. Jahrhunderts, die freilich bei Rousseau »einer
möglichst strikten Kontrolle durch ihre Wähler«
(S. 15) unterworfen war. An dieses Muster knüpf-
ten die Anti-Federalists Ende des 18. Jahrhun-
derts an, die für Jörke ein Vorbild für seine eige-
nen Reformvorstellungen sind. Im Gegensatz zu
den Autoren der Federalist Paper, also der ei-
gentlichen Väter der amerikanischen Verfassung
von 1787, kreierten die Antifederalists »ein repu-
blikanisch-radikaldemokratisches Modell der Re-
päsentation« (S. 18), das dem Jörkeschen Demo-
kratiebegriff sehr nahe kommt mit seinen Merk-
malen hoher sozialer Homogenität des demos
und seiner Option für kleinere Flächenstaaten.
Halten nun aber die Korrelation von territorialer
Größe und Qualität politischer Teilhabe bei
gleichzeitiger Tendenz zur sozialen Gleicheit den
heutigen Realitäten demokratischer Staaten
stand?

Es ist eine Stärke der vorliegenden Studie, den
Nachweis geführt zu haben, dass ideengeschicht-
liche Fragestellungen nicht im Gegensatz zu em-
pirischen Studien stehen müssen, sondern sich in
hervorragender Weise ergänzen können. Jörke
zitiert nämlich ausführlich aus empirischen Un-
tersuchungen, welche die Thesen der Klassiker
bestätigen. Ihnen zufolge hängen demokratische
Verhältnisse stark von der Größe des Territori-
ums eines Landes ab: »Kleine und sehr kleine
Staaten tendieren deutlich stärker zur Demokra-
tie als große« (S. 16). Wie Jörke unter Verwen-
dung der klassischen Unterscheidung Thomas H.
Marshalls zwischen liberalen, politischen und so-
zialen Rechten zeigt, besteht tatsächlich ein em-
pirisch belegbarer Zusammenhang zwischen der
Größe eines Landes und den beiden großen Ver-
sprechungen der Demokratie, die in kleineren
Flächenstaaten besser zu verwirklichen seien als
in großen. Jörke zitiert in diesem Kontext auch
die klassische empirische Studie von Robert A.
Dahl und Edward R. Tufte (Size and Democracy,
Stanford 1973), die ein Dilemma von direkter
Partizipation in kleinen Gemeinwesen und der
Effizienz des Regierens in Großflächenstaaten
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konstatiert, freilich unter erheblichem Schwund
der politischen Gleichheit: Dieser Befund stimmt
durchaus überein mit Aussagen der Klassiker der
politischen Ideengeschichte.

II.

In welchem Licht erscheint nun das Demokratie-
potenzial der EU im Fokus der beiden Verspre-
chen der Demokratie, eine kollektive Steuerung
der Politik durch den demos in Richtung auf
mehr soziale und politische Gleichheit zu ermög-
lichen? Im Kern ist die demokratietheoretische
Zeitdiagnose, die Jörke der EU widmet, wenig
schmeichelhaft. Einerseits »(ist) es die Größe der
Europäischen Union und erst recht der globalen
Ebene (...), die deren Demokratisierung entge-
gensteht, zumindest solange man sich nicht mit
einem rein formalen Demokratiebegriff zufrie-
dengeben möchte« (S. 13). Andererseits garantie-
re die EU zwar individuelle Freiheitsrechte. Aber
in dem Maße, wie sie die starken Wirtschaftsak-
teure privilegiere, enge sie den Spielraum für eine
breite Bürgerbeteiligung ein und entwickle sich
in Richtung auf eine Technokratie, deren auto-
kratische Elemente unübersehbar seien (vgl.
S. 16f). Im Zeichen einer nun schon seit Dekaden
anhaltenden Hegemonie neoliberaler Ideologie
entziehe die EU den Nationalstaaten immer
mehr Kompetenzen und unterminiere dadurch
deren demokratische Prozesse, ohne auf EU-
Ebene ein demokratisches Äquivalent anbieten
zu können.

Jörke weiß, dass dieses Dilemma den Apolo-
geten der »postnationalen Konstellation« (Ha-
bermas) durchaus bewusst ist. Das ist jedenfalls
dann der Fall, wenn man an einem Demokratie-
begriff festhält, dessen Kern die Selbstbestim-
mung des demos ist. In der Konsequenz ist es
dann auch im supranationalen Lager zu Ver-
suchen gekommen, den Demokratiebegriff seines
ursprünglich emanzipatorischen Gehalts zu ent-
leeren und ihn den vorherrschenden, neoliberal
grundierten Machtverhältnissen der EU anzupas-
sen. Nach Jörke visieren die Befürworter des Su-
pranationalismus dieses Ziel durch drei Strategi-
en an: »(1) die Übertragung nationalstaatlicher
Institutionen wie Parlamente, Parteien und Ver-
fassungsgerichte auf supranationale Gebilde, (2)
eine deliberative Umdeutung demokratischer

Prozesse und schließlich (3) die Ersetzung demo-
kratisch legitimierter Entscheidungsprozesse
durch Konstitutionalisierung des supranationalen
und globalen Regierens« (S. 17). Diese Strategien
sind analytisch zu trennen, kommen aber in der
Realität meistens in Mischformen vor. Doch auch
in kombinierten Varianten fallen sie hinter den
Anforderungen des Jörkeschen Demokratiebe-
griffs zurück.

Die Strategie der Übertragung läuft, zu Ende
gedacht, auf einen Weltstaat hinaus, der zahlrei-
chen ernst zu nehmenden Einwänden ausgesetzt
ist. Hat nicht schon Kant den potenziell despoti-
schen Charakter des Weltstaates betont? Verbirgt
sich nicht hinter seiner Maske ein neuer westli-
cher Imperialismus? Sind nicht große Teile der
Menschheit in Diktaturen sozialisiert? Und fällt
die sozio-kulturelle Kohäsion der Weltgesell-
schaft nicht weit hinter die der Nationalstaaten
zurück? Auch scheinen, wie Jörke hervorhebt,
technische Probleme einer Demokratisierung an-
gesichts einer Milliarden zählenden Weltbürger-
schaft den Boden zu entziehen wie die ungeklärte
Struktur eines Weltparlaments, die Organisation
von Wahlen, die Gewährleistung des Repräsenta-
tionsprinzips, die Zuteilung des gleichen Stimm-
rechts, der Zuschnitt der Wahlkreise und die Ver-
ankerung der Abgeordneten in ihnen, um nur ei-
nige Beispiele zu nennen. Hinzu kommen macht-
politische Probleme: Jörke nennt die ständigen
Vertreter des UN-Sicherheitsrates »als weithin
einflussreiche Vetospieler«, die kaum bereit sein
werden, »ihre privilegierte Stellung aufzugeben«
(S. 139). Somit existierten unüberschreitbare
Grenzen der Übertragbarkeit nationalstaatlicher
Institutionen auf die supranationale Ebene, »auch
mit Abstrichen auf die Europäische Union«
(S. 139).

Aber auch die Strategie der deliberativen Neu-
beschreibung der Demokratie führt Jörke zufolge
in eine Sackgasse. Die zivilgesellschaftlichen Ak-
teure dieser Richtung sind die international agie-
renden Nichtregierungsorganisationen (NGOs),
die, nationalstaatlich ungebunden, für sich in An-
spruch nehmen, auf dem Forum einer wachsen-
den Weltöffentlichkeit allgemeine Interessen wie
ökologische Nachhaltigkeit oder ein gerechtes
Welthandelssystem zu vertreten. In dem Maße,
wie sie verallgemeinerungsfähige Interessen in die
globalen Entscheidungsprozesse einbringen und
glauben, im Besitz eines epistemisch und mora-

464 Buchbesprechungen 464



lisch höheren Wissens zu sein, verstehen sie sich
als virtuelle Repräsentanten der Weltbevölke-
rung, die insofern auch ohne Wahlen glauben,
eine demokratische Legitimation für sich rekla-
mieren zu können. Gestützt werde dieser Ansatz
durch Jürgen Habermas’ Theorie deliberativer
Politik, die ihre Demokratieaffinität nicht »’ein-
mal in erster Linie, aus Partizipation und Wil-
lensäußerung, sondern aus der allgemeinen Zu-
gänglichkeit eines deliberativen Prozesses (be-
zieht), dessen Beschaffenheit die Erwartung auf
rationale Ergebnisse begünstigt’ (Habermas)«
(S. 147f). Abgesehen davon, dass der realpoliti-
sche Einfluss der NGOs z.B. auf die WTO oder
den IWF denkbar gering ist, wirft Jörke dieser
Neufassung der Demokratie am Beispiel der EU
»eine expertokratische als auch eine elitäre
Schlagseite« (S. 150) vor. Anstatt das Demokra-
tiedefizit der EU zu beheben, laufe das delibera-
tive Muster auf einen vordemokratischen Pater-
nalismus hinaus (S. 152f).

Einen anderen Weg zur Behebung der Legiti-
mationsprobleme supranationalen Regierens
schlagen die Vertreter des Konstitutionalismus
vor: Die Weltbürger sollen ihre Menschenrechte
auf internationaler Ebene einklagen können. Un-
ter Konstitutionalisierung versteht Jörke interna-
tionale Rechts- und Vertragskonzeptionen, die
vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg entstan-
den sind. »Diese neuen Formen globalen Rechts
reichen von der Menschenrechtserklärung von
1948 und der Charta der Vereinten Nationen,
den Verträgen der Europäischen Union, der Sat-
zung anderer internationaler Organisationen wie
der Welthandelsorganisation und des Internatio-
nalen Währungsfonds, der (...) Gründung inter-
nationaler Gerichte wie dem Internationalen
Strafgerichtshof oder dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte über die Regeln
globaler Politiknetzwerke bis hin zu den Selbst-
organisationsprozessen privater Akteure im Rah-
men einer lex mercatoria« (S. 160). Doch nach
Jörke ist dieser Konstitutionalismus sowohl in
seiner normativen wie empirischen Spielart noch
weniger geeignet als die beiden anderen Strategi-
en, das Demokratiedefizit globaler Herrschafts-
strukturen zu beheben, weil er den demos als den
Ursprung demokratischer Partizipation fast voll-
ständig ausblendet und ihn durch eine juristische
Expertokratie ersetzt.

Jörkes postnationales Szenario lässt zwei
Schlüsse zu: Das von ihm festgestellte Demokra-

tiedefizit supranationalen Regierens ist in dem
Maße Ausfluss einer Synthese von Liberalismus
und Kosmopolitismus wie alle drei vorgestellten
Legitimationsstrategien nicht nur den National-
staat verabschieden. Darüber hinaus unterstellen
sie ein Menschenbild, das Vergesellschaftung und
Integration der Einzelnen unter Verzicht auf vor-
politische Prägungen wie sie von Gemeinschaf-
ten, Familie, Milieus, Nation etc. ausgehen, aus-
schließlich auf den vernünftigen Willen der ein-
zelnen zurückführt. Dieser vernunftrechtliche
Universalismus mit seiner kosmopolitischen
Stoßrichtung, der sich in den drei diskutierten
Legitimationsstrategien niederschlägt, so der
zweite Befund, ist nicht randständig, sondern he-
gemonial unter den EU-Befürwortern. In Anleh-
nung an eine empirische Studie von Andreas
Reckwitz (Die Gesellschaft der Singularitäten.
Zum Strukturwandel der Moderne, Berlin 2017)
ist Jörke der Frage nicht ausgewichen, welche so-
zialen Schichten unter dem Vorwand, allgemeine
Interessen zu vertreten, von dieser kosmopoliti-
schen Hegemonie profitieren und welche Bevöl-
kerungsgruppen sie eher als Bedrohung empfin-
den.

Jörke hebt in Anlehnung an Reckwitz drei
Aspekte der supranationalen Kulturdominanz
hervor: Zunächst macht er die akademische Mit-
telklasse als Träger der neuen kulturellen Hege-
monie der spätmodernen Gesellschaften des Wes-
tens aus. »Es sind Menschen, die in der Regel
über höhere Einkommen und Hochschulab-
schlüsse verfügen, vor allem aber zeichnen sie
sich durch einen hohen Grad an Mobilität aus,
das heißt, sie reisen viel, können sich auf Englisch
flüssig unterhalten, sind beruflich flexibel und
wohnen überwiegend in den gentrifizierten Vier-
teln der europäischen Metropolen« (S. 229) Opti-
mal an die Erfordernisse der Globalisierung zu
ihrem eigenen Vorteil angepasst, orientieren sie
sich zwar an Werten wie Offenheit, Autonomie,
Innovation, Persönlichkeitsrechten, Toleranz,
Veränderungsbereitschaft etc. In der Praxis er-
wiesen sich ihre Mitglieder aber durchaus als in-
dividuelle Nutzenmaximierer, die diesen Wider-
spruch ignorieren oder verdrängen.

Diese »anywheres« (Goodhart) bedienen sich
ferner einer Reihe kultureller Techniken, um sich
und ihre Klientel zu reproduzieren, indem sie die
Möglichkeiten der Bildungseinrichtungen (Schu-
len/Universitäten) und der Medien nutzen und
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dominieren. Dabei komme es zu einer Abschot-
tung durch Kulturkonsum, Wohnort und Schu-
len von den anderen zwei Klassen der Gesell-
schaft, nämlich der nichtakademischen Mittel-
klasse (Facharbeiter, Angestellte) und der neuen
Unterklasse (Dienstleistungsproletariat und Ar-
beitslose). Außerdem sei in dieser hegemonialen
Schicht ein Trend zur »Abkehr von einer Politik
der Allgemeinheit zu einer Politik der Besonder-
heit bzw. der Partikularität« (S. 230f) zu beob-
achten, die nicht den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt stärkt, sondern im Gegenteil das Soziale
»in Richtung von Innovation, Wettbewerbsfähig-
keit, Persönlichkeitsrechten und Diversität zu
steuern versucht« (S. 231).

Wie schon hervorgehoben, steht diesem Hege-
mon eine Zweidrittel-Gesellschaft gegenüber, die
nicht ein kosmopolitisches, sondern ein kommu-
nitarisches Weltbild besitzt, in dem z. B. Heimat,
Religion und Nation eine wichtige Rolle spielen.
Dem kulturellen Wettbewerbsdruck nicht ge-
wachsen, finden sie in diesen Prägungen einen in-
neren Halt, nachdem die neoliberale Wirtschafts-
politik der EU ihre vertrauten Milieus zerstört
hat: von den kleinen Tante-Emma-Läden über
die bei Rentnern beliebten Butterfahrten bis hin
zu den Eckkneipen und dem Rauchverbot in
Gaststätten. Angesichts dieser Situation ist es für
Jörke nicht verwunderlich, dass sich die Globali-
sierungsverlierer der AfD zuwenden. Ihm zufol-
ge halte man sie nicht vom Rechtspopulismus ab
durch den Vorwurf des Rassismus und Nationa-
lismus. Vielmehr sollte man die guten Gründe
anerkennen, welche die alte Mittelschicht moti-
viert, sich der weiteren Souveränitätsübertragung
vom Nationalstaat auf die EU zu widersetzen.
Doch welche Alternative zu den beschriebenen
Fehlentwicklungen auf EU-Ebene bietet Jörke
an?

III.

Wie bei der Begründung seines Demokratiebe-
griffs greift Jörke auch bei der Konzipierung sei-
nes alternativen Modells einer zukunftsfähigen
und demokratischen Integration Europas auf ein
ideengeschichtliches Vorbild zurück. Ausdrück-
lich betont er, dass seine Kernthese, eine Demo-
kratisierung auf supranationaler Ebene sei nur
durch die Rückgewinnung der wirtschafts- und

finanzpolitischen Souveränität der Nationalstaa-
ten möglich, nicht neu ist. Sie habe in Johann
Gottlieb Fichtes Der geschloßne Handelsstaat
(1800) einen genuinen Vorläufer.

Was interessiert Jörke an Fichtes Ansatz? Es
sind nicht die antisemitischen, die nationalisti-
schen und die totalitären Elemente seines Werks,
von denen sich Jörke kritisch distanziert, sondern
Fichtes scharfe Kritik des internationalen Frei-
handels. Während der Zeitgeist des 18. Jahrhun-
derts mit Kant und Montesqieu an der Spitze
dem Freihandel attestierte, er stifte dauerhaften
Frieden und Wohlstand für die Völker, behaupte-
te Fichte das Gegenteil: Der Freihandel löse
einen Krieg aller gegen alle in der Staatenwelt aus
und verelende ganze Regionen, während er die
starken Wirtschaftsmächte privilegiere. Dies vor-
ausgesetzt, gehe es Fichte »so skurril sein Buch
aus heutiger Perspektive in vielen Passagen wir-
ken mag, vornehmlich um die Sicherung der Au-
tonomie des Nationalstaates und damit um die
Möglichkeit der Selbstgesetzgebung. Eine we-
sentliche Voraussetzung dafür ist die stärkere Re-
gulierung ökonomischer Prozesse, wozu die
Kontrolle über die Währung gehört. Zudem lässt
sich mit Fichte für eine stärkere staatliche Len-
kung der Wirtschaft bis hin zur Verstaatlichung
von Banken und Schlüsselindustrien argumentie-
ren« (S. 18), und zwar auf der Basis nicht eines
besitzindividualistischen, sondern eines dem All-
gemeinwohl verpflichteten Eigentumsbegriffs.

Diese Leitideen werden von Jörke mit heuti-
gen Erfordernissen in Einklang gebracht. Das ge-
schieht durch eine Entradikalisierung eines Teils
der Fichteschen Ideen, z. B. durch die Streichung
der radikalen Abschottung des Handelsstaates
nach außen oder des Ausreiseverbots der Bürger.
Stattdessen will Jörke die supranationalen Re-
gime durch den Internationalismus souveräner
Staaten ersetzen. Doch die Frage stellt sich, wel-
ches institutionalisierte Profil dieser neue Natio-
nalstaat haben muss, um die Herausforderungen
der Gegenwart bewältigen zu können. Im Kern
will Jörke die bisherige neoliberale Dominanz
supranationalen Regierens in Europa durch ein
Mehr an Demokratie beenden. Das soll dadurch
geschehen, dass man die europäische Wirt-
schafts-, Währungs- und Handelspolitik auf die
Ebene der nationalstaatlichen Parlamente zu-
rückverlagert, deren Macht- und Entscheidungs-
kompetenz dadurch enorm gestärkt werde. Ein
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solcher Vorstoß schließe gemeinsame Koordina-
tion und Solidaritätstransfers zu anderen EU-
Staaten z. B. in der Steuergesetzgebung nicht aus.
In jedem Fall aber müsse sichergestellt werden,
»dass ökonomisch starke Staaten ihre Interessen
nicht über den Umweg über supranationale Insti-
tutionen durchsetzen und in der Konsequenz
neoimperiale Strukturen etablieren können«
(S. 159f).

Die Differenz zu den alten Nationalstaaten
des 19. und der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts markiert Jörke, wenn er in seinem Modell
Bereiche ins Spiel bringt, in denen die Suprana-
tionalität nicht geschwächt, sondern gestärkt
werden soll. Er nennt folgende Politikfelder: 1.
Eine gemeinsame Sicherheits- und Außenpolitik.
Jörke greift hier auf eine zentrale Intention des
Föderationsgedankens seit der Antike zurück,
nämlich besonders die kleinen Republiken vor
dem Zugriff der Imperien zu schützen, ohne de-
ren Eigenständigkeit anzutasten. 2. Die Umwelt-
politik. Sie ist supranational zu stärken, weil die
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen
unseres Planeten grenzüberschreitend ist und mit
nationalstaatlichen Mitteln allein nicht erfolgeich
bekämpft werden kann. 3. Die Kriminalitäts- so-
wie die Flüchtlings- und Einwanderungspolitik.
Was das zuletzt genannte supranationale Politik-
feld betrifft, so schränkt Jörke es freilich deutlich
auf die Koordination der einzelnen nationalstaat-
lichen Initiativen ein. Auf keinen Fall dürfe es zu
einem »Durchregieren von der Zentrale auf die
Ebene der Mitgliedsstaaten, etwa durch die Fest-
legung verbindlicher Aufnahmequoten« (S. 260)
kommen.

Eine andere Frage ist, wie die Verfassung die-
ser supranationalen Ebene aussehen soll. Zwar
legt Jörke kein bis ins Detail ausgeführtes institu-
tionelles Szenario vor. Aber immerhin werden
dessen Umrisse erkennbar, von denen hier nur ei-
nige Aspekte beleuchtet werden können. Wie be-
reits deutlich geworden sein dürfte, setzt sich
Jörke für die Umwandlung der EU in eine Kon-
föderation weitgehend souveräner Nationalstaa-
ten nach dem Vorbild der US-amerikanischen
Konföderationsverfassung ein. Ihr Kompetenz-
bereich erstreckt sich ausschließlich auf die ge-
nannten supranationalen Politikfelder. Deren
Kontrolle und demokratische Programmierung
erfolgt indirekt durch die nationalstaatlichen Par-
lamente. Zu diesem Zweck und zur Kontrolle der

supranationalen Exekutive entsenden die jeweili-
gen Legislativen Beauftragte in ein Europäisches
Parlament, das auf Wahlen und damit auf eine
scheindemokratische Legitimation verzichtet.
Ausgestattet mit einem Haushaltsrecht für einen
gemeinsamen Etat bedürfen die verabschiedeten
supranationalen Gesetze der Zustimmung der
nationalstaatlichen Legislativen. Gleichzeitig
wird dem Konzept einer Unionsbürgerschaft
eine Absage erteilt, das liberale Schutzrechte und
republikanische Partizipation verbindet. Der Ort
demokratischer Souveränität ist der einzelne Na-
tionalstaat, der den Bürgerstatus verleiht.

Wie die Legislative der europäischen Konfö-
deration, so ist auch ihre Exekutive in ihrem
Handlungsspielraum auf die genannten Politik-
felder begrenzt. Ihre Kompetenz erstreckt sich
neben der Umsetzung der supranationalen Ge-
setze vor allem auf die Koordination der Initiati-
ven der Mitgliedstaaten. Aufgabe der supranatio-
nalen Judikative ist demgegenüber der Schutz der
individuellen Grundrechte der Bürgerinnen und
Bürger sowie die Klärung von Organstreitigkei-
ten zwischen der supranationalen Exekutive und
Legislative oder zwischen den Mitgliedsstaaten.
Worauf es Jörke mit seinem Szenario also an-
kommt, ist der Versuch, »ein Modell der supra-
nationalen Kooperation zu skizzieren, welches
einen deutlich höheren Grad an demokratischer
Kontrolle aufweist, als es gegenwärtig in der
Europäischen Union der Fall ist« (S. 261).

Gehen wir davon aus, dass in deren Kontext
die Orientierung an nationalstaatlichen Interes-
sen ohnehin den übergreifenden Europagedan-
ken in die Defensive drängt, wären die Verwirkli-
chungschancen eines solchen Modells eher güns-
tig einzuschätzen. Eine ganz andere Frage ist, ob
die dann fällige Radikalreform von der Union
zur Konföderation nicht einen Rückfall in einen
»problematischen Nationalismus« (S. 265) und
die Preisgabe der großen Errungenschaft der EU,
nämlich »über 60 Jahre Wohlstand und Frieden«
(S. 265), bedeuten würde. Gegen eine solche Per-
spektive macht Jörke zwei Argumente stark. Die
Rückgewinnung der wirtschafts- und finanzpoli-
tischen Gestaltungsmacht auf nationalstaatlicher
Ebene könnte dem aus der Finanzkrise resultie-
renden Hass »auf die Institutionen der Europä-
ischen Union im Allgemeinen und die deutsche
Bundesregierung im Besonderen als auch dem
Erstarken nationalistischer Parteien« (S. 265) ent-
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gegenwirken. Und was die Friedens- und Sicher-
heitsgarantie betrifft, so sieht Jörkes Konzept
nicht eine Rücknahme, sondern eine Intensivie-
rung der supranationalen Zusammenarbeit vor.

IV.

Es ist ein großes Verdienst der vorliegenden Stu-
die, dem Text von Jo Leinen und Andreas Bum-
mel Das demokratische Weltparlament. Eine kos-
mopolitische Vision(Bonn 2017) eine Antithese
gegenübergestellt zu haben: jene wollen das Eu-
ropäische Parlament zum Ausgangspunkt einer
Entwicklung zum Weltparlament erheben; Dirk
Jörke dagegen will das Europäische Parlament
vom Kopf auf die Füße stellen, indem er die
Rückführung zentraler Kompetenzen insbeson-
dere der Wirtschafts- und Finanzpolitik von der
supranationalen Ebene auf die nationalstaatlichen
Legislativen fordert. Damit sind die Eckpunkte
fixiert, zwischen denen sich die aktuelle Diskus-
sion zwischen Kommunitaristen und Kosmopo-
liten abspielt. Die Diskutanten können jetzt auf
eine Skala zurückgreifen, auf der sie ihre eigene
Position zu bestimmen vermögen.

Doch unabhängig vom heuristischen Wert der
vorliegenden Studie, der noch dadurch gesteigert
wird, dass sie heterogene Diskursstränge bündelt
und der Öffentlichkeit zugänglich macht, wirft
sie einige Fragen auf, die unsere Aufmerksamkeit
verdienen. Es ist gewiss im Sinne der Strukturie-
rung des Stoffes, wenn Jörke die Konfrontation
der EU-Befürworter und die EU-Kritiker auf die
Ebene der Kontroverse zwischen Kosmopoliten
und Kommunitaristen herunterbricht. Doch gibt
es im Spannungsfeld beider Lager nicht auch
Zwischenpositionen? Läuft die kosmopolitische
Position nicht Gefahr, ins elitäre Abseits zu gera-
ten und den Zusammenhalt der Gesellschaft aufs
Spiel zu setzen, wenn sie sich aller vorpolitischer
Traditionsbestände begibt? Ideengeschichtlich ist
bedeutsam, dass ein Kosmopolit wie der Ver-
tragstheoretiker Abbé Sieyès (Vgl. R. Saage: De-
mokratietheorien, Wiebaden 2005, S. 115f.) einen
kommunitaristischen Wert wie den der Nation
zu Beginn der Großen Französischen Revolution
gleichsam erfunden hat, um dem revolutionären
Bürgertum zu einer neuen Identität und damit zu
einem inneren Halt zu verhelfen? Umgekehrt
können auch die Kommunitaristen auf kosmopo-

litische Werte wie die Menschenrechte nicht ver-
zichten. Jüngste Meinungsforschungsergebnisse
haben gezeigt, dass Kommunitaristen durchaus
liberale Orientierungen der Kosmopoliten teilen:
»die Mehrheit blickt besorgt auf die Zunahme
des Rechtsextremismus und rassistischer Gewalt«
(Fedor Ruhose, »Die fruchtlose Debatte der
SPD« in: FAZ, 19. Juli 2019, Nr. 165, S. 10).

Die Stärke, die Jörkes Studie auszeichnet, be-
steht darin, dass er die Fehlentwicklungen der
EU konsequent auf der Folie seines emanzipato-
risch gewendeten Begriffs der Demokratie abbil-
det. Doch die Resultate seiner Untersuchung wä-
ren notwendig anders akzentuiert, wenn er z. B.
den reduzierten Demokratiebegriff Schumpeters
zugrundegelegt hätte, der ohne die Selbstbestim-
mung des demos auskommt, weil er die Demo-
kratie zu einer bloßen Herrschaftstechnik redu-
ziert: eine Option, die bis auf den heutigen Tag
viele empirische Demokratiewahrnehmungen
auch im nationalstaatlichen Kontext beeinflusst
(vgl. exemplarisch Colin Crouch, Post-democra-
cy, Cambridge 2004). Diese Relativierung ist im
Auge zu behalten, wenn man bei Jörke die hohe
Einschätzung des Demokratiepotenzials der na-
tionalstaatlichen Parlamente beobachtet. Denn
mit ihm steht und fällt sein ganzer Versuch der
Behebung der Demokratiedefizite der Europä-
ischen Union.

Richard Saage

Otto KIRCHHEIMER: Gesammelte Schriften.
Bd. III: Kriminologische Schriften, hrsg. Huber-
tus Buchstein / Lisa Klingsporn, Baden-Baden:
Nomos 2019, 472 S., € 59,00

Hubertus Buchstein konzentriert sich als Politik-
wissenschaftler mit seinem beachtlichen Werk auf
die ideengeschichtliche und die systematische Er-
forschung der Demokratie. Ausgehend von einer
klar profilierten Analyse einschlägiger Demokra-
tiekonzepte des Berliner Laboratoriums der frü-
hen Bundesrepublik, des Otto-Suhr-Instituts,
widmete er den demokratischen Entscheidungs-
verfahren große monographische Studien. Nicht
weniger wichtig und nachhaltig wirkend sind
aber die großen und akademisch sehr aufwendi-
gen Editionen Gesammelter Schriften von Ernst
Fraenkel (1898–1975) und Otto Kirchheimer
(1905–1965), die Buchstein kooperativ initiierte
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